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7. Wahlperiode 

30. 06. 76 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Zukunftschancen der jungen Generation in der Bildung und im Beruf 

- Drucksachen 7/4836, 7/5099 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zusammenarbeit 
mit den Bundesländern im Rahmen der Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung und Forschungsförderung unverzüg- 
lich ein Programm gegen den Numerus clausus zu entwickeln 
und in die Tat umzusetzen, das von folgenden Zielvorstellun- 
gen ausgeht und folgende konkrete Maßnahmen beinhaltet: 

I. Zielvorstellungen 

1. Jedem jungen Menschen, der sich derzeit in der Sekundar- 
stufe II des Schulwesens befindet und in den nächsten Jah- 
ren eine Hochschulzugangsberechtigung erwirbt, soll ein 
Angebot für seine weitere Ausbildung gemacht werden. 
Dieses Angebot kann entweder im Hochschulstudium oder 
in einer attraktiven Alternative zum Hochschulstudium be- 
stehen. 

2. Den Abiturienten, die kein Hochschulstudium anstreben, ist 
ein Ausbildungsplatz außerhalb der Hochschulen, der spe- 
ziell für Abiturienten geeignet ist, anzubieten, um den sich 
abzeichnenden Trend zu festigen, wonach ein zunehmender 
Anteil unter den Abiturienten anstelle eines Studiums einen 
anderen Ausbildungsweg anstrebt. 

3. Denjenigen Hochschulzugangsberechtigten, die ein Hoch- 
schulstudium anstreben, soll, wenn irgend möglich, ein 
Studienplatz im Hochschulbereich angeboten werden, auch 
wenn es zum Teil kein Studienplatz im Fach der 1. Wahl 
sein kann. 

II. Maßnahmenkatalog 

1. Die beiden Hauptaufgaben der derzeitigen Zentralstelle für 
die Vergabe von Studienplätzen, nämlich die Zulassung zum 
Studium und die Verteilung von Studienbewerbern auf vor- 
handene Studienplätze, sollen künftig unabhängig vonein- 
ander erfüllt werden: 
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— Das Zulassungsverfahren ist auf die Fächer zu beschrän- 
ken, in denen die Zahl der Bewerber die Zahl der insge- 
samt vorhandenen Studienplätze deutlich übersteigt. 

— In allen anderen Fächern ist nicht mehr über die Hoch- 
schulzulassung, sondern nur noch über die Verteilung 
der Studienbewerber auf die einzelnen Hochschulen zu 
entscheiden. 

2. Das bloße Verteilungsverfahren ist insbesondere anzuwen- 
den: 

— auf Studienfächer, in denen die Zahl der Studienbewerber 
die Zahl der Studienplätze nicht übersteigt 

— auf Studienfächer, in denen durch eine von der WRK 
angebotene flexible Überlastquote (bis zu 20 oder 25 v.H.) 
ein Ausgleich zwischen Bewerberzahl und Kapazitäten 
geschaffen werden kann. 

3. über diejenigen Studienfächer, die bereits 1977 aus dem 
Hochschulzulassungsverfahren der ZVS herausgenommen 
werden können (Agrarökonomie, Anglistik, Bauingenieur- 
wesen, Betriebswirtschaft, Chemie, Chemieingenieurwesen, 
Datentechnik, Geographie, Germanistik, Geschichte, Infor- 
matik, Lebensmitteltechnologie, Maschinenbau, Mathematik, 
Ökonomie, Pädagogik, Physik, Politologie, Romanistik, 
Soziologie, Sport, Vermessungswesen, Volkswirtschaft, 
Wirtschaftsingenieurwesen, Wirtschaftspädagogik), müssen 
endgültig die von den Ländern einzusetzenden Gremien 
entscheiden. 

4. Auch in den verbleibenden Numerus clausus-Fächern sind 
möglichst viele Studienplätze anzubieten, um so auch in 
diesem Bereich das eine oder andere Fach aus der Liste der 
Numerus clausus-Fächer herauszunehmen und in das Ver- 
teilungsverfahren zu überweisen (z. B. Tiermedizin). Dazu 
gehört: 

— Das System der Überlastquote muß auch in diesen 
Numerus clausus-Fächern angewandt werden. 

— Bei der Festlegung der Kapazitäten in den Numerus 
clausus-Fächern ist die Zahl der Studienabbrecher in 
und nach den Anfangssemestern zu berücksichtigen und 
daher einer größeren Zahl von Bewerbern als bisher die 
Chance des Studienbeginns zu geben, 

— Die inhaltliche Reform bestehender Studiengänge muß 
vorrangig in den Numerus clausus-Fächern mit dem Ziel 
vorangetrieben werden, eine erhebliche Straffung der 
Studienzeiten zu erreichen. 

— Die Kürzung von Personal- und Sachmitteln in diesen 
Numerus clausus-Fächern ist zu vermeiden; eine Um- 
widmung von Mitteln für Fächer, in denen eindeutig 
über den zu erwartenden Bedarf hinaus ausgebildet wird, 
zugunsten dieser Fächer ist in vertretbarem Umfang 
vorzunehmen. 
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— Insbesondere in Numerus clausus-Fächern müssen finan- 
zielle Anreize für ein freiwillig zu erbringendes erhöhtes 
Lehrangebot geschaffen werden. 

5. In den verbleibenden Numerus clausus-Fächern muß das 
besondere Auswahlverfahren unverzüglich eingeführt wer- 
den. Dabei ist das in § 33 Abs. 2 HRG genannte Feststel- 
lungsverfahren, wo immer möglich, so auszugestalten, daß 
dem abgewiesenen Bewerber zugleich eine Empfehlung ge- 
geben wird für das seinen festgestellten Neigungen und 
Fähigkeiten entsprechende Studienfach, für das ein Numerus 
clausus nicht besteht. Der nicht zugelassene Bewerber erhält 
damit nicht nur einen Ablehnungsbescheid, sondern zugleich 
auch einen Hinweis darauf, wo seine Studienchancen liegen. 

6. Um eine möglichst hohe Überlastquote in den einzelnen 
Fächern zu erzielen und damit möglichst viele Fächer aus 
dem Katalog der Numerus clausus-Fächer herausnehmen zu 
können, ist insbesondere erforderlich: 

— Bund und Länder müssen alle Versuche aufgeben, den 
gesamten tertiären Bereich in perfekter Form in ein plan- 
wirtschaftliches System umzuwandeln, in dem alles 
reglementiert wird und Eigeninitiative und Verantwor- 
tungsbewußtsein immer weniger Raum erhalten. Die 
Verantwortung des einzelnen Hochschullehrers und der 
Fachbereiche müssen wieder Ansatzpunkt aller hoch- 
schulpolitischen Bemühungen werden. Die perfektioni- 
stische Verwaltung des Mangels hat bisher nur zur Stei- 
gerung des Mangels geführt und die übermäßige Regle- 
mentierung hat Eigeninitiative unterdrückt und als Folge 
davon nur neue Reglementierungsprobleme geschaffen. 

— Entlastung der Hochschullehrer von Verwaltungsauf- 
gaben, damit wieder mehr Raum für Forschung und Lehre 
gewonnen wird. 

— Umwidmung vorhandener Studienplatzkapazitäten für 
Fachrichtungen, in denen der Bedarf rückläufig ist. 

— Effizientere Nutzung der vorhandenen Kapazitäten (Hör- 
säle, Bibliotheken, Großapparaturen). 

7. Das Studienplatzangebot in praxis- und anwendungsbezo- 
genen Studiengängen, insbesondere in den Fachhochschulen, 
ist angesichts des notwendigen industriellen und technolo- 
gischen Fortschritts auszuweiten. 

III. Mittelfristige Maßnahmen 

Mittelfristig ist eine grundsätzliche Kurskorrektur der Bildungs- 
politik vor allem in folgende Richtung erforderlich, damit der 
Drang in die Einbahnstraße Abitur und Studium abnimmt und 
ohne zusätzliches förmliches Ausleseverfahren der Anteil der 
Überwechsler in die Sekundarstufe II zurückgeht; 

— Als Alternative zu Abitur und Studium müssen für alle sog. 
„akademischen Berufsbilder", bei denen dies vom Ausbil- 
dungsziel her möglich ist, duale Ausbildungswege ab der 
Sekundarstufe I konzipiert und angeboten werden. Die Aus- 
bildungsgänge im Hochschulbereich müssen alle daraufhin 


3 



Drucksache 7/5542 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


überprüft werden, ob neben dem akademischen Ausbil- 
dungsweg nicht auch ein Ausbildungsweg im dualen System 
möglich ist. 

— Durchlässigere Berufsstrukturen sind vor allem durch eine 
Reform des öffentlichen Dienstrechts zu schaffen, um auch 
den Abiturienten ohne Studium an einer Hochschule eine 
echte Chance zum Aufstieg zu geben. 


Bonn, den 1. Juli 1976 


Carstens, Stückten und Fraktion 



